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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1961 im Betrage von 
10 000 DM und darüber 


Kap. 

Tit ~ 

Haushalts- 

betraq 

1961 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen , 

DM 

Begründung 

06 02 

8 150 000 — 

Einzelplan 06 - 

452 594,68 1 

— Bundesminister des Innern — 

Zuschuß an die Evangelische Kirche und die Katholische 


608 


Kirche sowie an Freikirchen, die am 8. Mai 1945 öffentlich- 
rechtliche Körperschaften waren, für die Versorgung der 
heimatvertriebenen und sonstigen verdrängten versorgungs- 
berechtigten Seelsorger, Kirchenbeamten, Kirchenangestellten 
sowie ihrer Hinterbliebenen 


Auf Grund der nach den einzelnen Abkommen vorgelegten 
Abrechnungen über die von den Kirchen tatsächlich gezahlten 
Versorgungsbezüge für das abgelaufene Rechnungsjahr 1960 
ergibt sich, daß im Rechnungsjahr 1961 folgende Beträge zu 
zahlen sind: 

1. Nachzahlung 

für das Rechnungsjahr 1960 1 167 322,68 DM 

2. Abschlagszahlungen 

für das Rechnungsjahr 1961 = 7 435 272, — DM 

Zusammen 8 602 594,68 DM. 

Die danach erforderliche Mehrausgabe von 452 594,68 DM 
ergibt sich aus dem Zugang von 88 Versorgungsempfängern 
bei der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) gegen- 
über der Abrechnung für das Rechnungsjahr 1959 und den 
neuen Richtlinien der EKD zur Regelung der Versorgung der 
ostdeutschen Pfarrer und ihrer Hinterbliebenen vom 3. No- 
vember 1960 (Angleichung an versorgungsrechtliche Bestim- 
mungen des G 131). 

Die Mehrausgabe war auf Grund des § 2 Abs. 2 des mit der 
EKD abgeschlossenen Abkommens vom 27. Juni 1958 unab- 
weisbar und bis zum 31. Oktober 1961 zu leisten. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 07 
300 


33 000,— 


16 000,— 


Auslagen in Rechtssachen einschließlich Reisekosten 


Die Mehrausgabe hat sich zwangsläufig aus der Rechtspre- 
chung in Disziplinarangelegenheiten ergeben. Sie war unab- 
weisbar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruhte, und 
unvorhergesehen, weil ihre Höhe bei Aufstellung des 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1961 nicht übersehbar war. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 953. 
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! 

An über- und 


i Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

. mäßigen Aus- 

1961 

gabemittein sind 

Begründung 

1 

| zugewiesen ! 

i DM 

! DM i 


06 15 
104 a 




06 15 j 
299 i 


i 

| 


06 15 
301 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


1 809 400 — 


7 900,— ! 

i 


i 

i 


98 500, — ' Bezüge der niditbeamteten Kräfte (Vergütung der Ange- 
: stellten) 

i 

j Mehrbedarf für sonstige Hilfsleistungen infolge vermehrten 
Arbeitsanfalls beim Ausländerzentralregister und bei der 
I Außenstelle des Bundesverwaltungsamtes Köln in Berlin 
I (Unterstützungen nach § 56 Abs. 3 G 131) sowie auf den 
Gebieten der Auslandslehrerbesoldung und der Wiederein- 
ziehung der nach § 26 des Konsulargesetzes an hilfsbedürftige 
Deutsche im Ausland gewährten Darlehen. 

; Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil mit den zur Ver- 
fügung stehenden Kräften die Erfüllung dieser gesetzlichen 
Aufgaben nicht mehr möglich war, und unvorhergesehen, 
weil bei Aufstellung des Haushalts 1961 mit einer solchen 
| Ausweitung der Aufgaben nicht gerechnet werden konnte. 

i 

j Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 609. 

12 300, — | Vermischte Verwaltungsausgaben 

! 

| Für die Aufgaben auf Grund des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Hohen Kommissar der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge betreffend Leistungen 
zugunsten von Nationalgeschädigten vom 5. Oktober 1960 
sowie für Aufgaben im Zusammenhang der Entschädigungs- 
regelung für niederländische Rückwanderer wurden im Rech- 
nungsjahr 1961 21 Beamten- und Angestelltenstellen neu 
geschaffen. Für die Besetzung dieser Stellen war es not- 
wendig, Ausschreibungen in größerem Umfange vorzu- 
nehmen. 

Die hierdurch entstandenen Mehrausgaben waren unvorher- 
j gesehen, weil die Aufgaben bei Aufstellung des Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1961 noch nicht bekannt waren. Sie 
waren unabweisbar, weil für die Durchführung der über- 
tragenen Aufgaben die Stellen umgehend besetzt werden 
mußten. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 200. 


21 000 ,— 


34 900,— 


Kosten der Ausbildung von nidittechnischen Beamten- 
anwärtern 


| Mehrbedarf wegen erhöhter Aufwendungen für Reisekosten, 

| Beschäftigungsvergütungen und Trennungsentschädigungen 
| an Beamte im Vorbereitungsdienst. 

| Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Beamten im 
! Vorbereitungsdienst Anspruch auf die Zahlung haben. Sie 
war unvorhergesehen, weil die Neuregelung über die Höhe 
der Reisekosten-, Beschäftigungsvergütung und Trennungs- 
: entschädigung an Beamte im Vorbereitungsdienst erst nach 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1961 getroffen worden 
ist. 


Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 609. 
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Kap. 

Tit7 

Haushalts- 

betrag 

1961 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 




noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

06 25 

1 100 — 

| 26 876,88 

Einsatzverpflegung 


Zur Sicherung der öffentlichen Ordnung im Zonengrenzraum 
bei Helmstedt mußten anläßlich der erwarteten Einreise von 
Störern aus der SBZ in der Zeit vom 31. März bis 3. April 1961 
(Ostern 1961) Einheiten des Bundesgrenzschutzes eingesetzt 
werden. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar und 
konnte bei Aufstellung des Haushalts 1961 nicht vorher- 
gesehen werden. 


06 26 
104 b 


452 300 — 


21 000,— 


Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Löhne der Arbeiter) 


Durch Vergrößerung des Lagers Hundstadt auf ca. 22 ha 
war es nicht mehr möglich, die Bewachung mit den vor- 
handenen Kräften durchzuführen. Um besonders während 
der Nachtzeit eine ordnungsgemäße Bewachung sicherzu- 
stellen, mußte das Personal um 6 Kräfte verstärkt werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sonst die wegen 
des Lagerguts erforderliche besondere Sicherheit nicht ge- 
währleistet war, und unvorhergesehen, weil die Ausweitung 
des Lagers bei Aufstellung des Haushalts 1961 nicht vor- 
hergesehen werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 101. 


06 29 
872 


67 000,— 


60 418,83 


Ankauf von wissenschaftlichen Büchereien, Ergänzung der 
Bibliotheken und Fototheken sowie Nachholbedarf für 
Einbinden 


Die Mehrausgabe war zur Wiederbeschaffung der im letzten 
Kriege verlorengegangenen Bücherei des Deutschen Archäo- 
logischen Instituts in Kairo unabweisbar. Sie war unvor- 
hergesehen, weil bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1961 nicht bekannt war, ob die 
ägyptische Regierung die frühere Bücherei der Abteilung 
Kairo zurückgeben oder eine Entschädigungssumme an das 
Deutsche Archäologische Institut zahlen würde. 

Die Mehrausgabe wird durch die außerplanmäßige Einnahme 
bei Kap. 06 29 apl. 70 des Rechnungsjahres 1960 — Ent- 
schädigungszahlung der ägyptischen Regierung für Wieder- 
beschaffung der im letzten Kriege enteigneten Bibliothek 
der Abteilung Kairo des Deutschen Archäologischen Instituts 
— - gedeckt. 

Die Mehrausgabe ist nicht als Vorgriff zu behandeln (§ 2 
Abs. 1 Haushaltsgesetz 1961). 
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Kap. 

~Tit“ 


07 04 
300 


07 06 
108 


07 07 
apl.951 


Haushalts- 

betrag 

1961 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 

DM 

DM 



Einzelplan 07 

— Bundesminister der Justiz — 

j 250 000,— 

150 000,— 

Auslagen in Rechtssachen (einschließlich Reisekosten) 


Die Zahl der Verfahren in Zivilsachen und insbesondere in 
erstinstanzlichen Strafsachen hat im Rechnungsjahr 1961 in 
einem nicht voraussehbaren Ausmaß zugenommen. Dadurch 
sind Mehrausgaben für Gebühren der Rechtsanwälte in 
Armensachen, der Pflichtverteidiger, für Entschädigungen der 
Zeugen und Sachverständigen, für Kosten der Vollstreckung 
von Untersuchungs- und Strafhaft sowie insbesondere für 
sonstige Auslagen in Rechtssachen entstanden. Die Mehr- 
4 ausgaben sind auch darauf zurückzuführen, daß die Gebühren 
der Rechtsanwälte in Armensachen und der Verteidiger durch 
das Gesetz zur Änderung der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte und des Gerichtskostengesetzes vom 19. Juli 
1961 (BGBl. I S. 769) erhöht worden sind. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1961 war die 
Mehrausgabe nicht vorauszusehen. Da sie auf rechtlicher 
Verpflichtung beruhte, war sie unabweisbar. 

Mehreinnahmen bei Kap. 07 04 Tit. 3 und 5. 

7 000, — 28 000, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, Fahr- 

kostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahrkosten 
für auswärtigen Familienbesuch für Richter, Beamte, Ange- 
stelle und Arbeiter 

Bei Aufstellung des Haushalts 1961 konnte nicht voraus- 
gesehen werden, daß außer Beschäftigungsvergütungen an 
5 Richter noch Trennungsentschädigungen an 13 versetzte 
Richter zu zahlen sein würden. Die Ausgaben waren auf 
Grund rechtlicher Verpflichtung zu leisten. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 07. 

— *) 10 000, — Kosten der Verlegung des 3. Senats des Obersten Rück- 

erstattungsgerichts von Nürnberg nach Herford 

Nach dem Beschluß des Präsidiums des Obersten Rück- 
erstattungsgerichts vom 10. Dezember 1960 (Bekanntmachung 
vom 1. Juni 1961 — BGBl. II S. 564) wurde der Sitz des 
3. Senats am 1. Juli 1961 nach Herford verlegt. Die Geräte, 
Ausstattungsgegenstände, Bücher und Akten mußten in an- 
gemietete Diensträume in einem Büroneubau in Herford 
überführt werden, der im Rechnungsjahr 1961 errichtet 
worden ist. Ausgabemittel für die hierdurch entstehenden 
Kosten konnten nicht veranschlagt werden, weil nicht be- 
kannt war, welche der auswärtigen Senate des Gerichts nach 
Herford verlegt und wann die neu geschaffenen Diensträume 
beziehbar sein werden. 

Einspruch bei Kap. 07 07 Tit. 206. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

Tit. 

betrag 

1961 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 


08 01 

1 10 000,— 

Einzelplan 08 — 

10 000,— 

- Bundesminister der Finanzen — 

1 Abfindungen und Ubergangsgelder 


Durch vermehrtes Ausscheiden von weiblichen Angestellten 
nach Erreichen des 60. Lebensjahres und die tarifliche Ände- 
rung der Regelung über die Gewährung von Ubergangsgeld 
nach dem Bundesangestelltentarif vom 23. Februar 1961 
reichte der geschätzte Haushaltsansatz nicht aus. 

Die Mehrausgaben waren unabweisbar, da sie auf Grund 
rechtlicher Verpflichtung zu leisten waren. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 


08 01 
206 


599 600,— 


08 04 
211 


I 


70,000,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Das bisher in den Räumen des Finanzamts Freudenstadt 
untergebrachte Steuermuseum ist in die Bundesfinanzaka- 
demie verlegt worden. Die Abtei Michaelsberg in Siegburg, 
in deren Räumen die Bundesfinanzakademie untergebracht 
ist, hatte sich bereit erklärt, entsprechende Räume zur Ver- 
fügung zu stellen, die jedoch erst für diesen besonderen 
Zweck hergerichtet werden mußten. Die Kosten für die 
erforderlichen baulichen Maßnahmen betragen nach dem 
vorliegenden Kostenvoranschlag 100 000 DM. Diesen Betrag 
konnte die Abtei jedoch nicht aufbringen. Der Abtei sind 
deshalb im Wege der Mietvorauszahlung die entsprechenden 
Mittel zur Verfügung gestellt worden. Davon werden im 
Rechnungsjahr 1961 70 000 DM benötigt. Der Restbetrag 
von 30 000 DM wird erst im Rechnungsjahr 1962 zur Aus- 
zahlung gelangen. Er ist im Voranschlag zum Bundeshaushalt 
1962 veranschlagt worden. 

Die Maßnahme war bei Aufstellung des Voranschlags zum 
Bundeshaushalt 1961 nicht vorhersehbar. Sie war auch unab- 
weisbar, da die Verlegung des Steuermuseums nach Siegburg 
noch in diesem Jahr durchgeführt werden sollte und andere 
hierfür geeignete Räume der Bundesfinanzakademie nicht 
zur Verfügung standen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 


24 000,— 


Neuanschaffung von Wasserfahrzeugen, schwimmenden 
Anlagen und zugehörigen Ausrüstungsgegenständen sowie 
Ersatzbeschaffungen unter 50 000 DM im Einzelfall 


Auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarung ist die Bundes- 
republik Deutschland verpflichtet, für niederländische Zoll- 
motorboote einen Liegeplatz zur Verfügung zu stellen. Der 
bisher verwendete Liegeplatz hat sich als ungeeignet er- 
wiesen und ermöglicht keine sichere Unterbringung der 
niederländischen Zollmotorboote. Aus diesem Grunde ist 
die Schaffung eines geeigneten neuen Steigers in Emmerich 
erforderlich. Es war nicht vorherzusehen, daß der bisherige 
Liegeplatz den an ihn zu stellenden Anforderungen nicht 
genügen würde. 

Zur Vermeidung von Beschädigungen der niederländischen 
Zollmotorboote und anderer Einrichtungen im Zollboots- 
hafen ist die Schaffung des Steigers unabweisbar. Sie kann 
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i 

An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. 

1961 

gabemittein sind 

Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 



08 04 
270 


noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


180 000,— 


nicht in das Rechnungsjahr 1962 verlegt werden, da die 
Bundesrepublik verpflichtet ist, einen geeigneten Liegeplatz 
sofort zur Verfügung zu stellen. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 855. 


175 000,— 


Herstellung von Handausgaben der Abgabengesetze nebst 
Ausführungsbestimmungen und der allgemeinen Verwal- 
tungs-, Kassen- und Rechnungsbestimmungen der zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen gehören- 
den Dienststellen einschließlich der Deckblätter hierzu 


Durch einen Beschleunigungsbeschluß der EWG-Mitglied- 
staaten wurde der für 1961 und 1962 festgelegte Zeitplan 
für Zollsenkungen geändert und eine zusätzliche Zollsenkung 
zum 1. Januar 1961 in Kraft gesetzt. Dadurch war ein Neu- 
druck des Gebrauchszolltarifs und der Erläuterungen dazu 
nach dem Stande am 1. Januar 1961 zusätzlich erforderlich; 
die Ausgaben dafür sind im Rechnungsjahr 1961 fällig gewor- 
den. Daneben ist im Rechnungsjahr 1961 der Neudruck 
verschiedener anderer Handausgaben notwendig geworden, 
für die ebenfalls Ausgabemittel nicht veranschlagt werden 
konnten, weil ihre Herstellung nicht vorgesehen war. 

Die Herstellung der Neudrucke war unabweisbar, da die 
Dienststellen jeweils mit den Handausgaben nach dem 
neuesten Stand ausgestattet sein müssen, um ihre Aufgaben 
richtig erfüllen zu können. Eine zeitliche Zurückstellung bis 
zum Rechnungsjahr 1962 war deshalb nicht möglich. 


10 02 
apl. 972 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


| 

i 


*) 4 500 000,— 


Einmalige Beihilfe an die tabakpflanzenden Betriebe 

Im Jahre 1960 entstanden in den deutschen Tabakanbauge- 
bieten durch die plötzlich und unerwartet aufgetretene Blau- 
schimmelkrankheit erhebliche Schäden. Zur Aufrechterhal- 
tung des Tabakanbaues im Jahre 1961 mußten die Tabak- 
pflanzer zur Verhütung des Auftretens und zur Bekämpfung 
dieser Krankheit erhöhte Kosten für Schutzmaßnahmen tra- 
gen. Um den deutschen Tabakanbau, der überwiegend von 
kleinen landwirtschaftlichen Betrieben getragen wird, nicht 
zum Erliegen kommen zu lassen und den tabakpflanzenden 
Betrieben die wirtschaftliche Grundlage zu erhalten, mußte 
sich die Bundesregierung entschließen, neben den Länder- 
maßnahmen diesen Betrieben eine einmalige Beihilfe zu ge- 
währen. Sie wurde auf 10 DM je ar zollamtlich ermittelter 
Tabakanbaufläche 1961 bemessen. Auf den Bericht der Bun- 
desregierung über die Schäden im deutschen Tabakanbau 
infolge Auftretens der Blauschimmelkrankheit vom 5. Juni 
1961 — Drucksache 2786 der 3. Wahlperiode — wird Bezug 
genommen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 173. Sitzung am 15. Juni 1961 von der außerplanmäßi- 
gen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1961 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM j 

DM 



noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


1010 

205 


10 10 
714 


8 300 — 

17 000,— 


18 000,— 

(Ausgaberest 


I960: 


3 903,90 DM) 



Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Das Institut für Biochemie der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft ist in bundeseigenen früheren 
Kraftfahrzeughallen der ehemaligen Gneisenau-Kaserne in 
Hann. Münden untergebracht. Die Räume wurden bisher mit 
Kohleöfen, die veraltet und durch die starke Beanspruchung 
abgängig waren, beheizt. Da in den Laboratorien mit explo- 
siven und leicht brennbaren Stoffen gearbeitet wird, war die 
bisherige Art der Beheizung eine unmittelbare Gefahr. 

Der Einbau einer zweckentsprechenden Heizungsanlage war 
nach § 618 BGB unabweisbar. Die Maßnahme war unvorher- 
sehbar, da die Frage der Kostenträgerschaft bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1961 noch ungeklärt war. 

Einsparung bei Kap. 10 12 Tit. 206. 


Neubau eines Dienstgebäudes des Instituts für Hackfrudit- 
krankheiten und Nematodenforsdiung in Münster 

Die Kosten für den Neubau des Dienstgebäudes für Hack- 
fruchtkrankheiten und Nematodenforschung in Münster, die 
auf 532 000 DM festgesetzt und in den Rechnungsjahren 1957 
und 1958 bei Kap. 10 10 Tit. 714 veranschlagt waren, haben 
sich laut Nachtragskostenanschlag vom 4. April 1961 (ein- 
schließlich Filter- und Chlorierungsanlagen) unvorhergese- 
hen um 18 000 DM erhöht. 

Die Maßnahme war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 12 Tit. 606. 


1107 

205 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


36 000,— 


15 000,— 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Die Ausgabemittel wurden für das Herrichten von Büro- 
räumen in der ehemaligen Kantine des von dem Bundes- 
sozialgericht und dem Bundesarbeitsgericht sowie mehreren 
anderen Bundesdienststellen benutzten verwaltungseigenen 
Dienstgebäudes in Kassel-Wilhelmshöhe, Graf-Bernadotte- 
Platz 3, benötigt. Dieser Umbau, der durch das Setzen von 
Zwischenwänden einen Kostenaufwand von 15 000 DM 
verursachte, war zur endgültigen Befriedigung des Raum- 
bedarfs der beiden oberen Bundesgerichte dringend erfor- 
derlich. 

Diese unaufschiebbare Maßnahme, die durch die Landes- 
bauabteilung der Oberfinanzdirektion Frankfurt geprüft und 
als dringlich anerkannt worden ist, war bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1961 nicht vorhergesehen; die Aus- 
gaben waren unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 304. 
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i | An über- und ! 

I Haushalts- | *) außerplan- I 

Kau. ! betrag j mäßigen Aus- | 

~ j 1961 I gabemittein sind ! Begründung 

1 * ! i zugewiesen i 

' DM j DM i 

I I I 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

12 03 58 970 000, — ! 3 300 000, — Betrieb und Unterhaltung der Bundeswasserstraßen im 

3Öo 1 i Binnenbereich 

| i Durch den rückwirkend ab 1. April 1961 in Kraft getretenen 

! | j Tarifvertrag für die Arbeiter des Bundes vom 18. Mai 1961 

i erhöhen sich die Löhne um durchschnittlich 12 bis 15 v. H. 
| ! Hierdurch fallen im Rechnungsjahr 1961 zusätzliche Lohn- 

I I I kosten für den Betrieb und die Unterhaltung der Bundes- 

| | ; Wasserstraßen an, die bei der Veranschlagung der Haushalts- 

j mittel für 1961 nicht vorhergesehen werden konnten. 


12 03 i 60 700 000,— ! 


301 

! 

! 

I 


Der Mehrausgabe stehen entsprechende Mehreinnahmen bei 
Kap. 12 03 Tit. 3 gegenüber. 

900 000, — | Betrieb und Unterhaltung der Bundeswasserstraßen 
im Küstenbereidi 

Im Rechnungsjahr 1961 fallen infolge des rückwirkend ab 
1. April 1961 in Kraft getretenen Tarifvertrages für die 
j Arbeiter des Bundes vom 18. Mai 1961 zusätzliche Lohn- 
j kosten für den Betrieb und die Unterhaltung der Bundes- 
! Wasserstraßen an, die bei der Veranschlagung der Haushalts- 
mittel für das Rechnungsjahr 1961 nicht vorhergesehen wer- 
den konnten. 


Der Mehrausgabe stehen entsprechende Mehreinnahmen bei 
Kap. 12 03 Tit. 3 gegenüber. 


12 03 
apl. 814 



•) 19 700 000, — Beteiligung des Bundes an der Schiffbarmachung der Mosel 
gemäß Vertrag vom 27. Oktober 1956 (Nicht rückzahlbare 
; Zuwendungen) 

Die Bundesrepublik hat im Vertrag vom 27. Oktober 1956 mit 
I Frankreich und Luxemburg vereinbart, die Mosel zwischen 
Diedenhofen und Koblenz schiffbar zu machen. Von den auf 
: 635 000 000 DM (Preisstand Herbst 1959) veranschlagten 
Gesamtkosten trägt die Bundesrepublik 206 000 000 DM. Der 
. Bund erbringt seinen Beitrag durch seinen Anteil am Stamm- 
kapital der Internationalen Mosel-GmbH von 50 000 000 DM, 

; durch „nicht rückzahlbare Zuwendungen" von 70 000 000 DM 
und durch Gewährung von Darlehen von 86 000 000 DM. 
Dem Kostenanteil der Bundesrepublik stehen Einnahmen in 
Höhe von 60 000 000 DM aus Beiträgen der Moselkraftwerke 
GmbH, der die Ausnutzung der Wasserkraft an den auf deut- 
i schein Hoheitsgebiet gelegenen Staustufen übertragen wor- 
den ist, gegenüber. 

; Um die Bauarbeiten zur Schiffbarmachung der Mosel konti- 
! nuierlich fortführen zu können und damit sicherzustellen, daß 
bis Ende 1963 die Schiffahrt aufgenommen werden kann, ist 
; im Rechnungsjahr 1961 neben der Verwendung der bei Kap. 
1 A 12 03 Tit. 814 b) veranschlagten Haushaltsmittel von 
13 000 000 DM die Inanspruchnahme weiterer Mittel in Höhe 
; von 19 700 000 DM notwendig geworden. 

Die Ausgabe war unabweisbar; sie konnte bei der Aufstel- 
! lung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1961 
! nicht vorhergesehen werden. 
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12 03 : 

450 000,— 

155 000— ! 

Beseitigung von Hochwasserschäden am Rhein, an der Lahn 

816 " j 


(Vorgriff) 

und an der Saar, 6. Teilbetrag 


Die ungewöhnlich starken Niederschläge im Herbst 1960 und 
im Frühjahr 1961 wirkten sich an der Lahn als langanhaltende 
und außergewöhnliche Hochwasser aus. An einer der Eng- 
stellen zwischen der Ortschaft Geilnau und der Schleuse 
Scheidt wurde der Leinpfad auf einer Länge von 2100 m zer- 
stört und ist unbefahrbar geworden. Da der Leinpfad die 
einzige Zufahrt zur Schleuse und zum Wehr Scheidt dar- 
stellt, können bei Betriebsstörungen und Katastrophenfällen 
motorisierte Reparaturtrupps mit ihren Werkzeugen und 
Geräten nicht an die Bauwerke gelangen. Die dauerhafte 
Instandsetzung des Leinpfades war daher dringend not- 
wendig. 

Die Mehrausgabe konnte bei der Aufstellung des Haushalts 
1961 nicht vorhergesehen werden. Sie war aus Sicherheits- 
gründen unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Kap. 12 03. 


12 06 
204 


17 000 — 


! 


33 000 — 


Unterhaltung der Gebäude 


Mehr zur Errichtung von Blitzschutzanlagen an den verwal- 
tungseigenen Gebäuden der Bundesanstalt für Wasserbau 
auf Grund des Gutachtens des Technischen Überwachungs- 
vereins Mannheim e. V. vom 28. Juni 1961. 


Die Ausgaben waren unvorhergesehen und unabweisbar. 


i 

i 

12 07 
711 
(Rest- 
titel) 1 


(28 423,52 j 
Ausgaberest i 

1960) I 

| 

i 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


41 875,— 


Ausbau des Dachgeschosses für Diensträume im Dienst- 
gebäude der Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz 


Mehr infolge von Preiserhöhungen und durch konstruktive 
Veränderungen, die erst nach den Abrißarbeiten erkennbar 
wurden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und nicht vorherzusehen. 
Verzögerungen in der Fertigstellung des Dachausbaues wür- 
den erhebliche Mehrkosten (Notdach, Kälte- und Witte- 
rungsschutz) verursachen. Die Restarbeiten mußten daher im 
Rechnungsjahr 1961 durchgeführt werden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


1211 j 46 000,— ; 
870" 1 


I 

I 

I 

i 


Beschaffung von Einrichtungsgegenständen, Maschinen 

Mehr zur Verbesserung der Lüftungseinrichtung in den 
Laboratorien gemäß einer Forderung des Staatlichen Ge- 
werbeaufsichtsamts. 

Die Ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 1961 nicht 
vorherzusehen, da die Unzulänglichkeit der Schutzmaßnah- 
men erst später vom Gewerbeaufsichtsamt festgestellt wurde. 
Die Ausgabe war unvermeidlich und unaufschiebbar, weil 
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ohne Verbesserung der Lüftungseinrichtung die Arbeit in 
den Laboratorien entsprechend der Auflage des Aufsichts- 
amts hätte eingestellt werden müssen. 

Einsparung durch Mehreinnahme bei Kap. 12 11 Tit. 61. 


12 12 
104 a 


4 842 300, — 


100 000 ,— 


Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Vergütungen der 
Angestellten) 


I Mehr für die Beschäftigung von Zeitangestellten zur Bewäl- 
j tigung von Arbeitsspitzen und Vermeidung von Rückständen 
: infolge unvorhergesehener Zunahme des Geschäftsumfanges, 
! insbesondere durch Steigerung der Kraftfahrzeugzulassungen. 

j Die Mehrausgabe war unvermeidlich und unaufschiebbar zur 
Durchführung der dem Kraftfahrt-Bundesamt gesetzlich über- 
tragenen Aufgaben. 

Die Mehrausgabe wird durch Mehreinnahme bei Kap. 12 12 
Tit. 3 gedeckt. 


12 12 
301 


180 000,— 


12 15 
302 “ 


i 

4 500 000,— I 


Kosten für Veröffentlichung der Verlustanzeigen 
im Verkehrsblatt 

Mehr infolge unvorhergesehener Zunahme der Verlust- 
anzeigen. Der Mittelbedarf wurde auf Grund der Erfahrun- 
gen der Vorjahre geschätzt. Die Zunahme der Anzeigen um 
20 v. H. konnte bei Aufstellung des Haushalts 1961 nicht 
vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war unvermeidlich und unaufschiebbar. 

Die Mehrausgabe wird durch entsprechende Mehreinnah- 
men bei Kap. 12 12 Tit. 3 gedeckt. 


Miete und Gebühren für Fernmeldeanlagen 

Im Zuge der Errichtung weiterer UKW-Navigationsanlagen 
und der Verbesserung der UKW-Überdeckung für den Bo- 
den- und Bordsprechverkehr sowie infolge des außerordent- 
lich angestiegenen Fernschreibverkehrs mit dem Ausland 
sind für die Schaltung von hierfür notwendigen Fernsprech- 
und Fernschreibleitungen zwangsläufig Mehrausgaben ent- 
standen, die bei der Veranschlagung nicht vorauszusehen 
waren. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 17 
607 


98 100, — 


70 000,— 


Zuschüsse an die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrs- 
flughäfen e. V. r das Institut für Luftrecht und Weltraumrechts- 
fragen, die Wissenschaftliche Gesellschaft für Luftfahrt e.V. 


Für die Wissenschaftliche Gesellschaft für Luftfahrt e.V. 
(WGL) sind gemäß Unterteil c der Erläuterungen als Zuschuß 
für 1961 45 000 DM veranschlagt. 

Die WGL wird seit Jahren für den Bund kostenlos als Gut- 
achter in luftfahrttechnischen Fragen als anerkannt neutrale 
Institution tätig. Sie hat ferner in Ausschüssen für die Haupt- 
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gebiete der flugwissenschaftlichen Forschung und Entwick- 
lung ein neues Mittel für die Belebung der technisch-wissen- 
j schaftlichen Beratung und Auseinandersetzung geschaffen. 
Der Bundesminister für Verteidigung ist über die Aus- 
schüsse nunmehr in der Lage, geeignete Berater in den vielen 
Teilproblemen der wehrtechnischen Forschung und Entwick- 
lung auf dem Gebiete der Flugwissenschaften zu finden und 
sich der WGL in diesen Fragen in verstärktem Maße zu be- 
dienen. Diese umfangreichen neuen und erweiterten Auf- 
gaben der WGL können aus den ihr zur Verfügung stehen- 
den Mitteln nicht bestritten werden. Für die ordnungsgemäße 
Durchführung dieser Aufgaben wird für 1961 ein zusätzlicher 
Mittelbedarf von 70 000 DM benötigt. Da die übrigen bei 
diesem Titel veranschlagten Mittel in voller Höhe für den 
vorgesehenen Zweck benötigt werden, ist eine überplan- 
mäßige Haushaltsausgabe von 70 000 DM erforderlich ge- 
worden. 

Bei der Aufstellung des Haushalts 1961 konnte noch nicht mit 
diesem Bedarf gerechnet werden. Die Mehrausgabe war 
unabweisbar und konnte nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 308 a. 


24 04 I 
205 I 


24 04 
299 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 


3 000,— I 

! 


I 

I 

! 

i 

! 

! 


10 000,— 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Mehrausgaben durch Errichtung einer Bauleitungsbaracke 
auf dem Gelände der ehemaligen Troilo-Kaserne in Bonn 
für die in Kürze anlaufenden Bauarbeiten beim Bauvorhaben 
„Minimum-Programm". Die Einsetzung einer örtlichen Bau- 
leitung und die Errichtung der Diensträume in unmittelbarer 
Nähe des Bauvorhabens war aus dienstlichen Gründen erfor- 
derlich. 


Die Baumaßnahme war bei Aufstellung des Haushalts 1961 
nicht bekannt. Die Mehrausgabe war deshalb nicht vorher- 
sehbar; zur Durchführung der Baumaßnahme war sie unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 04 Tit. 218. 


i 

I 

3 100, — | 12 000, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

Mehrausgaben durch Veröffentlichungen von NATO-Aus- 
schreibungen im Bundesausschreibungsblatt und Bundes- 
anzeiger. Die deutschen Bewerber wurden bisher bei Aus- 
schreibungen der genannten Art namentlich durch Ausschrei- 
bungsanzeigen aufgef ordert, ihre Teilnehmeranträge (Inter- 
essemeldungen) beim Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
zu stellen. Dieses Verfahren konnte nunmehr im Einver- 
j nehmen zwischen den Herren Bundesminister für Wirtschaft 

! und für wirtschaftlichen Besitz des Bundes vereinfacht wer- 
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1 ! den. Die Ausschreibungen werden jetzt nur durch die Ver- 

| öffentlichung in den o. a. Blättern vorgenommen. 

Der Umfang der Veröffentlichungen war bei Aufstellung des 
j Haushalts 1961 nicht bekannt. Die Mehrausgaben waren des- 
j halb unvorhersehbar und unabweisbar. 

! i Einsparung bei Kap. 24 04 Tit. 218. 


26 02 
306 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


200 000,— 

! 


50 000, — ! Dokumentation des Schicksals der deutschen Gefangenen des 
zweiten Weltkrieges 

Das vom DRK-Suchdienst für die Dokumentation leihweise 
zur Verfügung gestellte Aktenmaterial muß im Laufe des 
Rechnungsjahres ausgewertet werden, da der Suchdienst die 
Akten für dringende eigene Abschlußarbeiten zurückver- 
langt. Die Forderung auf Rückgabe der Akten wurde erst 
nach Vorlage des Haushalts 1961 erhoben. Die Auswertungs- 
arbeiten konnten auch nicht hinausgeschoben werden, da 
eine Unterbrechung der im Jahre 1959 begonnenen Arbeiten 
eine wesentliche Erschwerung und Verteuerung zur Folge 
gehabt hätte. Dazu kam, daß neues wichtiges Material in 
Genf aufgefunden worden ist, das noch in diesem Rechnungs- 
jahr der Aufbereitung und Auswertung bedarf. Außerdem 
hat die Anmietung und Unterhaltung neuer Geschäftsräume, 
bedingt durch die unerwartete Kündigung der alten Räume, 
erhöhte und nicht vorhersehbare Sachausgaben zur Folge. 
Die Erhöhung der Gehälter war ebenfalls nicht vorhersehbar 
und erforderte die Bereitstellung von Mitteln über den bis- 
herigen Ansatz. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 605. 


26 02 
308 


37 000 000 — 


26 02 
apl. 608 


11 000 000 ,— 


Eingliederungshilfen und zusätzliche Eingliederungshilfen an 
ehemalige politische Häftlinge 


Der Haushaltsansatz reichte zur Erfüllung der Leistungen 
nach dem Häftlingshilfegesetz nicht aus, weil mehr Anträge 
sowohl nach § 9 a als auch nach § 9 b HHG gestellt worden 
sind, als der Errechnung des Mittelbedarfs zugrunde gelegt 
worden waren, und der Durchschnittsbetrag der Eingliede- 
rungshilfen sich wesentlich erhöht hat. 

Die nicht voraussehbare Mehrausgabe war unabweisbar, da 
auf die Gewährung der Eingliederungshilfe ein Rechtsan- 
spruch besteht. 


•) 10 000 000 ,— 


Beihilfen an Deutsche aus der Sowjetzone oder aus dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin zur Beschaffung von 
Bekleidung und Wäsche 


Die Mittel sind veranschlagt für die Gewährung von Beihil- 
fen an Deutsche aus der Sowjetzone oder aus dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin, die seit dem 1. Juli 1961 ins 
Bundesgebiet oder nach Berlin (West) gekommen sind. Zehn- 
tausende Flüchtlinge haben in diesen Wochen auf Grund der 
Willkürmaßnahmen der Zonenmachthaber vollkommen un- 
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vorbereitet ihren Fluchtweg nach Berlin (West) und der Bun- 
desrepublik wählen müssen. Infolge der verschärften Kon- 
trollmaßnahmen an der Sowjetzonengrenze war es der weit- 
aus überwiegenden Mehrzahl dieser Flüchtlinge nicht mög- 
lich sich entsprechend auszurüsten. In den Notaufnahme- 
lagern wurde festgestellt, daß diese Personen — vielfach 
geschlossene Familien — in äußerst armseligem Zustand an- 
I gekommen sind und in den meisten Fällen buchstäblich nur 
das besaßen, was sie auf dem Leibe trugen. Jedes weitere 
j Mitnehmen von Gegenständen des täglichen Bedarfs hätte 
j den Verdacht der Kontrollorgane erweckt und zur Verhaf- 
i tung geführt. Diese Flüchtlinge müssen deshalb mit den ein- 
| fachsten Gegenständen des täglichen Bedarfs, vor allem aber 
mit Bekleidung und Wäsche, neu ausgestattet werden. Die 
Leistungen der öffentlichen Fürsorge sind erst bei Einwei- 
sung in die Wohngemeinde erreichbar, damit bleibt die Ver- 
sorgung der Flüchtlinge auf diesem Gebiet zunächst völlig 
den in den Lagern und Notunterkünften tätigen Verbänden 
der freien Wohlfahrtspflege überlassen, die auf diesen ge- 
waltigen Stoßbedarf nicht vorbereitet sind. Mit den aus 
Spenden stammenden Kleidern allein kann die Aufgabe nicht 
erfüllt werden. 

Für die Ausgabe lag ein unabweisbares Bedürfnis vor. Der 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
177. Sitzung am 22. August 1961 von der Maßnahme zustim- 
mend Kenntnis genommen. 


Umtausch von Ostmark in Deutsche Mark 

Durch die Schließung der Wechselstuben in Berlin (West) ist 
es den nach dem 10. August 1961 aus der Sowjetzone und 
dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin eintreffenden 
Deutschen nicht mehr möglich, ihre Ersparnisse in Deutsche 
Mark einzutauschen. Der Berliner Senat wechselt deshalb seit 
dem 18. August 1961 den Flüchtlingen bis zu 1000 Ostmark 
im Verhältnis 5 : 1 in Deutsche Mark um. Die in der Zeit vom 
10. bis 18. August 1961 aus Berlin ausgeflogenen Flüchtlinge 
konnten von dieser Vergünstigung keinen Gebrauch machen. 
Um sie und auch die nach dem 10. August direkt in die Bun- 
desrepublik kommenden Flüchtlinge nicht zu benachteiligen, 
ist es gerechtfertigt und unabweisbar, die vom Berliner Senat 
eingeleitete Maßnahme auch in der Bundesrepublik durch- 
zuführen. 


Geschäftsbedürfnisse 

Durch das Ansteigen des Flüchtlingsanlaufs trat in den Bun- 
desnotaufnahmedienststellen ein erheblicher Mehrbedarf an 
Formularen und Büromaterialien ein. Hierdurch reichten die 
Haushaltsmittel nicht aus. Diese unabweisbaren Ausgaben 
waren bei Aufstellung des Haushalts 1961 nicht vorauszu- 
sehen. 

Einsparung innerhalb der Sachausgaben des Einzelplans 26. 


26 02 
apl. 609 


•) 1 200 000 ,- 


2603 _ 

200 ' i 


78 000,— 


40 000,- 
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47 130 000 — 


30 370 000 r — 


Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volkspoliti- 
sdie Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für allgemeine 
kulturelle Zwecke 


Die Haushaltsmittel werden zur Durchführung von bestimm- 
ten, im gesamtdeutschen Interesse notwendigen Maßnahmen 
benötigt, die sich auf Grund der politischen Entwicklung 
zwangsläufig ergeben haben und nicht vorhersehbar waren. 

Die Ausgaben sind im Sinne der bisherigen Zielrichtung des 
Fonds unerläßlich und können nichL bis zum nächsten Rech- 
nungsjahr zurückgestellt werden. 


32 03 ! 
304 | 


45 000,— ' 


! 


32 05 
680 


778 099 800,— 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


10 500,— 


Gebühren und sonstige Unkosten anläßlich der Durchführung 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 


i Für die Zahlung der Unkostenbeiträge nach § 63 des Allge- 
| meinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) und einer Gebühr von 
I l t lt) vom Tausend auf die Ablösungsschuld an die Kassen- 
! vereine als Entschädigung für die Mitwirkung bei der Durch- 
! führung des Gutschriftenverfahrens nach dem AKG werden 
bei Kap. 32 03 Tit. 304 bis zum Ende des Rechnungsjahres 
noch überplanmäßige Ausgaben in Höhe von voraussichtlich 
10 500 DM entstehen. Es handelt sich um die Erfüllung recht- 
licher Verpflichtungen, die im Rechnungsjahr 1961 fällig 
werden. Der im Haushalt 1961 angesetzte Betrag von 
45 000 DM war geschätzt. 


Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 300. 


502 602 381,32 


Verzinsung der Anleihen des Bundes (einschließlich der lau- 
fenden jährlichen Tilgung) 


Auf Wunsch der Bundesregierung hat die Deutsche Bundes- 
bank Forderungen in ausländischer Währung gegen die 
Bundesrepublik Deutschland aus der Deutschland gewährten 
Nachkriegswirtschaftshilfe erworben, und zwar von der For- 
derung der USA einen Teilbetrag von $ 587 000 000 die 
Forderung Großbritanniens in Höhe des Restbetrages von 
£ 67 500 000 — sowie die Forderung Frankreichs in Höhe des 
Restbetrages von US-$ 5 328 000. Nach der zwischen dem 
Bund und der Deutschen Bundesbank abgeschlossenen Ver- 
einbarung hat sich der Bund verpflichtet, die von der Deut- 
schen Bundesbank erworbenen Forderungen in den Jahren 
1961 und 1962 entsprechend den z. Z. geltenden Zahlungs- 
plänen zu verzinsen und zu tilgen sowie den verbleibenden 
Kapitalbetrag in 6 gleichen Jahresraten, beginnend mit dem 
Jahr 1963, zu tilgen. Hierbei ist vorgesehen, daß jeder Ver- 
tragsteil die Aufnahme von Verhandlungen verlangen kann, 
um im gegenseitigen Einvernehmen zu einer angemessenen 
Änderung der Tilgungsbedingungen zu gelangen, wenn ent- 
weder ihre Einhaltung zu nicht vorausgesehenen Schwierig- 
keiten führt oder eine verstärkte Tilgung möglich und nach 
Lage der Verhältnisse angebracht ist. Unter Berufung auf 
diese Bestimmung hat die Deutsche Bundesbank im Hinblick 
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j auf die günstige Kassenlage des Bundes die Zahlung der 
| 1963 fälligen Jahresrate in Höhe von 502 602 381,32 DM ver- 
j langt. Auf Grund der getroffenen Vereinbarung hat sich der 
I Bund dieser Zahlung nicht entziehen können. 

i Die Zahlung konnte bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
j plans 1961 nicht vorhergesehen werden, sie war auch unab- 
weisbar. 


5 116 201,84 


Wiedergutmachung an Israel 


Die Israel-Mission hat im Rechnungsjahr 1961 neben der 
Jahresrate von 250 000 000 DM den im Rechnungsjahr 1960 
nicht verbrauchten und auch nicht in das Rechnungsjahr 1961 
übertragenen Betrag von 5 116 201,84 DM beansprucht. Haus- 
haltsmittel für diese Mehrausgabe standen im Bundeshaus- 
haltsplan 1961 nicht zur Verfügung. 

Es handelt sich bei dieser Zahlung um eine unabweisbare 
Ausgabe zur Erfüllung eines vertraglichen Anspruchs, die 
bei der Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1961 nicht vor- 
hergesehen werden konnte. Die Mehrausgabe mußte daher 
überplanmäßig gebucht werden. 


33 04 
153 


i 32 830 000 — ; 



Einzelplan 33 — Versorgung — 


40 000 000,— 


Ubergangsgebührnisse und Ubergangsbeihilfen 

Entgegen den Erwartungen ist die Zahl der Empfänger von 
Übergangsgebührnissen und Ubergangsbeihilfen (§§ 11 bis 13 
SVG) um ein Vielfaches angestiegen, da eine wesentlich 
höhere Anzahl von Soldaten auf Zeit eine Weiterverpflich- 
tung in der Bundeswehr abgelehnt hat, als ursprünglich an- 
genommen worden war. Hinzu kommt noch, daß die vom 
Bundestag beschlossene Novelle zum Soldatenversorgungs- 
gesetz die Übergangsgebührnisse ab 1. September 1960 als 
Versorgungsbezüge im Sinne des § 48 BBesG bezeichnet und 
diese von diesem Zeitpunkt an daher auch an der gesetz- 
lichen Erhöhung der Besoldung teilnehmen. Dadurch wurden 
nicht nur Nachzahlungen, sondern auch in den Ansatz bisher 
nicht eingeplante Erhöhungen der zu zahlenden Ubergangs- 
gebühmisse fällig. 

Einsparung im Einzelplan 14. 


Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte — 


35 06 — i 

300 (4 077 298,15; 

Ausgaberest 
! i960) : 


25 000 000,— 


Restfinanzierung von Verpflichtungen der ausländischen 
Streitkräfte aus der Zeit vor dem 5. Mai 1955 


Die noch aus dem Rechnungsjahr 1960 zur Verfügung stehen- 
den Haushaltsmittel reichten zur Deckung der im Rechnungs- 
jahr 1961 anfallenden Ausgaben nicht aus. Die zeitliche In- 
anspruchnahme des noch nicht verbrauchten Teils des sog. 
Besatzungskostenüberhangs durch die ausländischen Streit- 
kräfte konnte im voraus nicht überblickt werden. 

Die Ausgaben waren unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 35. 
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Einzelplan 60 — 

Allgemeine Finanzverwaltung — 

60 02 
apl. 953 

— 

i *) 80 000 000 — 

I 

Darlehen an die Berliner Bank AG zur Finanzierung von 
Vorsorgemaßnahmen für die Berliner Bevölkerung 


Ein Teil der zur Finanzierung von Vorsorgemaßnahmen für 
die Berliner Bevölkerung erforderlichen Geldmittel ist von 
der Berliner Bank AG auf dem Geldmarkt beschafft worden. 
Auf Grund vertraglicher Vereinbarungen ist der Bund ver- 
pflichtet, der Bank zur Rückzahlung der auf dem Geldmarkt 
beschafften Mittel im Bedarfsfälle ein Darlehen zu gewähren. 


Am 30. Juni 1961 hatte die Bank Kredite in Höhe von 
67 500 000 DM zurückzuzahlen. Zur Finanzierung weiterer 
Vorsorgemaßnahmen benötigte die Bank zum gleichen Zeit- 
punkt 12 500 000 DM. Da diese Mittel auf dem Geldmarkt 
zu vertretbaren Bedingungen nicht zu erhalten waren, war 
der Bund unabweisbar verpflichtet, der Bank am 29. Juni 1961 
ein Darlehen in Höhe von 80 000 000 DM zur Verfügung zu 
stellen. Die Notwendigkeit dieser Darlehensgewährung hat 
' sich erst nach Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1961 
ergeben. Die gesetzlichen Voraussetzungen zu der außer- 
planmäßigen Ausgabe gemäß Artikel 112 GG in Verbindung 
mit § 33 Abs. 1 RHO waren somit gegeben. 


60 0 2 
apl. 954 


*) 120 000 000 ,— 


Darlehen an das Land Berlin zur Durchführung von weiteren 
Vorsorgemaßnahmen für die Berliner Bevölkerung 


j Der Bund mußte dem Land Berlin zur Durchführung zusätz- 
I licher Vorsorgemaßnahmen für die Berliner Bevölkerung 
| weitere {Mittel bis zur Höhe von 120 000 000 DM darlehens- 
i weise zur Verfügung stellen. 


Da Haushaltsmittel für diesen Zweck im Bundeshaushalt 1961 
nicht veranschlagt waren, mußte die nicht vorhersehbare 
Ausgabe außerplanmäßig geleistet werden. Die gesetzlichen 
Voraussetzungen gemäß Artikel 112 GG in Verbindung mit 
§ 33 Abs. 1 RHO waren somit gegeben. 
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